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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Gruhl, Ey, Volmer, Biechele, 
Dr. Schneider, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2196 - 

betr. Organisation des Umweltschutzes 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 20. Juni 
1974 — UA I 1 — 500 000/5 — die Kleine Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 


1. Worin sieht die Bundesregierung die typischen Merkmale der 
gegenwärtigen Organisation zur Bewältigung der Probleme des 
Gewässerschutzes und des Naturschutzes? 

Bei der Bewältigung der Probleme des Gewässersctiutzes und 
des Naturschutzes^ bedarf es vielfach über die Grenzen der 
Bundesländer, zum Teil auch über die Grenzen der Bundesrepu> 
blik Deutschland hinweg wirkender Regelungen und Maßnah- 
men. Für die Organisation im weitesten Sinne, wie die Vor- 
lage von Programmen und Plänen, die Rechtsetzung, den Erlaß 
von überregional wirkenden Richtlinien, sind gerade auf die- 
sen Gebieten die Kompetenzen des Bundes eng begrenzt. Hin- 
sichtlich der Gesetzgebung hat der Bund nur die Befugnis zum 
Erlaß von Rahmenvorschriften. Die Gesetzgebung im übrigen 
wie auch der Vollzug der Gesetze einschließlich der hiermit zu- 
sammenhängenden organisatorischen Regelung obliegt grund- 
sätzlich den Ländern. 

Beim Gewässerschutz geht es vorrangig um die Vermeidung 
schädlicher Abwassereinleitungen in die Gewässer. Das Verbot 
solcher Einleitungen oder die Zulassung von Abwassereinlei- 
tungen mit den erforderlichen Reinhalteauflagen ist Aufgabe 
der jeweils zuständigen Landeswasserbehörde. Die Wasser- 
behörde entscheidet hierbei nach ihrem Ermessen unter Beach- 
tung der gesetzlichen Vorschriften und der von den übergeord- 
neten Landesbehörden erteilten Weisungen. 

Auch auf dem Gebiete des Naturschutzes steht die Verwal- 
tungskompetenz den Ländern zu. Diese haben die Verwaltung 
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in der Regel so organisiert, daß neben den obersten, oberen, 
höheren und unteren Naturschutzbehörden noch Beiräte oder 
Naturschutzbeauftragte bestehen, die die Behörden unterstüt- 
zen. 


2. Was erscheint ihr an dieser Organisation unzulänglich, und 
welche Erkenntnisse hat sie insoweit in den vergangenen Mona- 
ten aus der Energiekrise gezogen? 

Aus nationaler wie auch aus internationaler Sicht ist es not- 
wendig, von dem bisher vorwiegend defensiven Gewässer- und 
Naturschutz mehr und mehr zu einer umfassenden, vorsorgen- 
den Gewässer- und Naturschutzpolitik zu kommen. 

Gewässerschutz darf nicht lediglich ein Reagieren auf akute 
Schäden oder auf akute Gefährdungsquellen für die Gev/ässer 
sein. Er darf nicht mehr allein von den Belangen des einzelnen 
Abwassereinleiters ausgehen. Es darf auch nicht dem alleinigen 
Ermessen der jeweils zuständigen Wasserbehörde überlassen 
bleiben, welche Reinhalteauflagen der Abwassereinleiter aus 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit oder mit Rücksicht auf 
andere Wassernutzungen einzuhalten hat. Vielmehr ist im Zu- 
sammenwirken zwischen Bund und Ländern ein vorausschauen- 
der, die übergreifenden, großräumigen Probleme umfassender 
Gewässerschutz erforderlich. 

Die Bundesregierung hält die in der Antwort auf Frage 1 dar- 
gestellte zweispurige Organisation auf dem Gebiet des Natur- 
schutzes für zweckmäßig und hat sie auch in ihrem Entwurf 
eines Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege vor- 
gesehen. Dieser sieht auch nicht vor, etwas an der Zuständig- 
keit der Länder für die Ausführung von Gesetzen auf dem Ge- 
biet des Naturschutzes zu ändern. 


3. Wie würde diese Organisation nach Auffassung der Bundes- 
regierung optimal sein? 

Gehört insbesondere nach ihrer Meinung zu einer „optimalen 
Organisation"' etwa auch eine andere Verteilung der Zuständig- 
keiten zur Ausführung der Umweltschutzgesetze auf Kosten der 
Länder? 

Die Bundesregierung hat bereits im Rahmen der im Umwelt- 
programm vom 29. September 1971 entwickelten Gesamtkon- 
zeption zum Umweltschutz ihre grundsätzliche Auffassung zu 
einer „optimalen Organisation" unter Einbeziehung einer sach- 
gerechten Zuständigkeitsverteilung auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes, also auch des Gewässerschutzes und des Natur- 
schutzes, dargelegt. 

Leitgedanke des Umweltprogramms ist die Abkehr von einer 
sektoralen Sicht der Umweltproblematik und den daraus abge- 
leiteten, isolierten, auch organisatorischen Lösungswegen für 
Teilprobleme. Das Umweltprogramm geht vielmehr von dem 
Erfordernis einer medienübergreifenden Bewältigung der Um- 
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Weltprobleme aus, die ein darauf abgestelltes organisatorisches 
Instrumentarium notwendig macht. 

Dies gilt auch für die Bereiche Gewässerschutz und Natur- 
schutz, die insoweit keine Sonderstellung einnehmen sollten. 

Voraussetzung für die Entwicklung eines derartigen Instrumen- 
tariums ist aus der Sicht der Bundesregierung daher die Über- 
tragung der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz auch 
für diese Bereiche auf den Bund. 

Abgesehen davon, daß eine solche Neuordnung der Gesetz- 
gebungskompetenzen die gegenwärtige Rechtszersplitterung 
und die sektoral bedingten Erschwernisse für die Bewältigung 
von Umweltproblemen im Sinne einer international verbind- 
lichen integrierten Konzeption, zum Beispiel innerhalb der Zu- 
sammenarbeit im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften, 
beseitigen würde, würde der Bund hierdurch in die Lage ver- 
setzt, an bundeseinheitlichen Kriterien der Umweltvorsorge 
und der Umweltplanung orientiertes Umweltrecht auch auf den 
Gebieten des Gewässerschutzes und des Naturschutzes zu schaf- 
fen und den mit der Ausführung der Gesetze betrauten Bun- 
desländern neue, am Vorsorgeprinzip ausgerichtete organisa- 
torische Instrumente zur Durchsetzung der Gesetze an die Hand 
zu geben. Beispiele hierfür hat die Bundesregierung in den vor- 
gelegten Entwürfen zur Grundgesetzänderung betr. Wasser- 
haushalt und Naturschutz und mit den Entwürfen der 4. Novelle 
zum Wasserhaushaltsgesetz und des Abwasserabgabengesetzes 
im einzelnen konkretisiert. 

Wichtigstes Kriterium der notwendigen neuen organisatori- 
schen Konzeption ist die Erweiterung der z. Z. im wesentlichen 
ordnungs- und einzelbehördlich ausgestalteten Möglichkeiten 
der Länder zur Durchsetzung der Gesetze um Instrumente der 
Umweltplanung und der Umweltvorsorge. 

Die Bundesregierung sieht nicht nur keine Notwendigkeit, an 
der im Grundgesetz geregelten Zuständigkeit der Bundesländer 
zur Ausführung der Bundesgesetze Abstriche zu erwägen, sie 
ist vielmehr der Auffassung, daß diese Rolle der Bundesländer 
gewahrt und gefestigt werden muß. Diesem Ziel tragen die Vor- 
stellungen der Bundesregierung Rechnung. 

Die Realisierung dieser Vorstellungen würde den Prozeß der 
bereits jetzt auf anderen Gebieten in zahlreichen Fachgremien 
praktizierten engen Zusammenarbeit zwischen Bund und Län- 
dern im Sinne eines kooperativen Föderalismus auch organisa- 
torisch bestmöglich unterstützen und abrunden. 

Die Bundesregierung kann zu der Frage, ob die organisato- 
rische Struktur der mit der Ausführung der Bundesgesetze be- 
trauten Länderbehörden im übrigen optimal ist, und wie sie 
ggf. verbessert werden könnte, nicht Stellung nehmen. Sie 
vertraut darauf, daß die Länder diese ihre Aufgabe entspre- 
chend ihren spezifischen Bedürfnissen und Verhältnissen und 
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im Sinne eines wirkungsvollen Vollzugs der Gesetze selbst in 
bestmöglicher Weise regeln. 

Für den der Bundesregierung zur Verfügung stehenden mit 
Umweltfragen befaßten nachgeordneten Bereich werden z. Z. 
neue, möglicherweise auch organisatorisch abzusichernde For- 
men der Kooperation erörtert. Diese Prüfung ist noch nicht ab- 
geschlossen. Die Bundesregierung wird hierzu - im Sinne der 
Empfehlung des Innenausschusses an den Deutschen Bundes- 
tag (Drucksache 7/2097) - zu gegebener Zeit im einzelnen Stel- 
lung nehmen. 


4. Welcher Art berechtigte Forderungen des Umweltschutzes kön- 
nen nach Auffassung der Bundesregierung zu Verzögerungen 
beim Bau neuer Kraftwerke führen, die nicht erlaubt sind? 

Die Frage konstruiert durch Umformulierung einen Wider- 
spruch, der im Text der Regierungserklärung, auf die sie sich 
bezieht, nicht vorhanden ist. Insofern beantworte ich die Frage, 
indem ich mich auf eine Erläuterung zur entsprechenden Pas- 
sage der Regierungserklärung beschränke. 

Sollten beim Bau von Kraftwerken durch die Erfüllung berech- 
tigter Forderungen des Umweltschutzes Verzögerungen auf- 
treten, gemessen an einem Terminablauf, der sich bei einer 
Nichtberücksichtigung derartiger Forderungen ergeben würde, 
so vertritt die Bundesregierung den Standpunkt, daß solche 
Verzögerungen in Kauf genommen werden müssen. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß bei einer 
langfristig angelegten Standortvorsorgeplanung sowie bei kla- 
rer Kodifizierung der Umweltanforderungen und entsprechen- 
der Organisation der Genehmigungsverfahren die Abwicklung 
der Projekte so planungsfreundlich gestaltet v/erden kann, daß 
keine planungswidrigen Verzögerungen aufzutreten brauchen 
und deshalb vermieden werden können, soweit sie nicht durch 
technisch unvorhergesehene Vorkommnisse bewirkt werden. 


5. Wie gedenkt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit solche berechtigten Forderungen zu behandeln? 

Die Bundesregierung hält die Frage durch die Antwort zu Fra- 
ge 4 bereits für beantwortet. 
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